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Wesentlich erscheinen uns auch Festlegungen dahingehend, 
wer im Fall der Anwendung des erweiterten Weisungsrechts 
Weisungsbefugter sein soll. Während die Regelung zur vor­
übergehenden Übertragung anderer Arbeit (§ 84 ff. AGB) 
keine diesbezügliche Orientierung enthält, Verweist die Rege­
lung zur Anordnung von Überstundenarbeit ausdrücklich auf 
eine differenzierte Festlegung der diesbezüglichen Weisungs­
befugnis in der Arbeitsordnung (§ 173 Abs. 1 AGB), die aber 
in vielen Fällen nicht vorhanden ist. Unter Berücksichtigung 
der Bedeutung, der tatsächlichen und rechtlichen Konsequen­
zen des Gegenstands des erweiterten Weisungsrechts ist eine 
undifferenzierte Handhabung — auch eine Gleichstellung mit 
der Weisungsbefugnis beim normalen Weisungsrecht — abzu­
lehnen. So kann u. E. sowohl die vorübergehende Übertragung 
anderer Arbeit wie auch die Anordnung von Überstunden­
arbeit nicht jedem leitenden Mitarbeiter, gleich welcher Lei­
tungsebene, überlassen bleiben. Es bedarf auch hier einer 
differenzierten, den konkreten betrieblichen Erfordernissen 
Rechnung tragenden Festlegung.

Für besonders wichtig und bedeutsam halten wir auch die 
Festlegung zur Weisungsbefugnis in Ausnahmesituationen, 
z. B. bei Unglücksfällen, Havarien, Bränden usw. Unter Aus- 
nahmesituatiön möchten wir solche Situationen verstanden 
wissen, die sich im Interesse der Abwehr oder der Minderung 
von Gefahren und Schäden für Leben und Gesundheit, so­
zialistisches und persönliches Eigentum und für die Volks­
wirtschaft unter dem Aspekt störungsfreier Produktions­
prozesse ergeben. Die in Arbeitsordnungen mitunter enthal­
tene Festlegung, daß bei Unfällen, Havarien und Bränden 
der Sicherheitsinspektor bzw. die Mitarbeiter der entsprechen­
den Abteilung ein „sachbezogenes“ Weisungsrecht besitzen, 
ist u. E. allein schon deshalb nicht ausreichend, weil bei Ein­
tritt der Ausnahmesituation der Sicherheitsinspektor sich in 
der Regel nicht am Ereignisort befindet, möglicherweise 
aber auch der für die betreffende Struktureinheit zustän­
dige und mit Weisungsbefugnis ausgestattete leitende Mit­
arbeiter nicht anwesend ist. Für die Fälle, die ein soforti­
ges koordiniertes Vorgehen gebieten, sollte allen leitenden 
Mitarbeitern, die entsprechend ihrer Arbeitsaufgabe Verant­
wortung als Leiter für die Gewährleistung von Gesetzlich­
keit, Ordnung und Sicherheit tragen, unabhängig von ihrer 
strukturellen Zuordnung, Weisungsbefugnis übertragen wer­
den. Es handelt sich auch hier um den Fall des bereits er­
wähnten sachbezogenen Weisungsrechts, dessen Anwendungs­
bereich sich nicht, wie vielfach unrichtigerweise angenommen, 
auf das Tätigwerden von Funktionalorganen beschränkt.
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Erfahrungen aus der Arbeit der Gerichte 
mit dem Arrestbefehl - '
Seit dem Inkrafttreten der 2. DB zur StPO am 1. Januar 1985 

jwurde vom Erlaß des Arrestbefehls mehr Gebrauch gemacht 
als vor diesem Zeitpunkt. Dennoch könnte'diese strafprozes­
suale Sicherungsmaßnahme im Interesse einer rationellen und 
schnellen Strafenverwirklichung, der zügigen Wiedergut­
machung des Schadens und der Beitreibung der Verfahrens­
auslagen häufiger und gezielter angewandt werden. Nicht 
zuletzt bietet auch die Arbeit mit dem Arrestbefehl die Mög­
lichkeit, das Vertrauensverhältnis der Bürger zum sozialisti­
schen Staat und zu seiner Justiz zu festigen und die Autorität 
der Gerichte zu stärken.1

Überwiegend entsprechen die erlassenen Arrestbefehle 
sowie die Maßnahmen bei ihrer Vollziehung den Festlegungen 
in der 2. DB; mitunter noch auf getretene Probleme sind je­
doch Anlaß, auf einige Erfordernisse besonders hinzu weisen:

Im Arrestbefehl ist neben der Art des Anspruchs (z. B. 
Schadenersatz) auch die Höhe des zu sichernden Geldbetrags 
anzugeben. Damit wird der Umfang der bei der Vollziehung 
des Arrestbefehls durchzuführenden Pfändungsmaßnahmen 
bestimmt. Über diesen Betrag hinaus darf nicht gepfändet 
werden. Der Sicherungsbetrag entspricht der Höhe bereits 
geltend gemachter bzw. noch zu erwartender Zahlungsver­
pflichtungen und darf die gerichtliche Entscheidung nicht 
vorwegnehmen (§2 Abs. I).2 Ungenaue Angaben erschweren 
die Durchführung der Pfändung. In Arrestbefehlen, die zur 
Sicherung eines Schadenersatzanspruchs erlassen werden, sind 
neben der Höhe des Anspruchs der Name und die Anschrift 
des Geschädigten zu bezeichnen (§ 2 Abs. 1); der Arrestbefehl 
ist dem Geschädigten zuzustellen (§ 4 Abs. 2).

Soll eine bestimmte Sache mit Arrest belegt werden, so 
ist sie zweifelsfrei zu bezeichnen. Bei Kraftfahrzeugen gehört 
auf alle Fälle dazu das polizeiliche Kennzeichen und die Fahr- 
gestell-Nr. und bei Guthaben die Kontonummer und das 
kreditführende Institut. Genau zu bezeichnen sind auch 
Sammlungen und Wertgegenstände (Art, Anzahl, Typ, Her­
stellungsnummer u. ä.).

Der Arrestbefehl ist ein mit einem Rechtsmittel anfecht­
barer Beschluß und ist daher zu begründen (§ 182 Abs. 1 
StPO). Diese Begründung bezieht sich auf die bereits geltend 
gemachten oder zu erwartenden Zahlungsverpflichtungen und 
auf die begründete Besorgnis einer erschwerten oder ver­
hinderten Vollstreckung (§ 1 Abs. 3). Die bloße Behauptung, 
daß die genannten Umstände vorliegen, ist nicht aus­
reichend.

Auch die Rechtsmittelbelehrung und der Hinweis darauf, 
daß die Vollziehung durch Hinterlegung eines der Höhe des 
Sicherungsbetrags im Arrestbefehl entsprechenden Geldbe­
trags abgewendet werden kann (§ 2 Abs. 3), sind Bestandteil 
des Arrestbefehls. Diese prozessualen Erfordernisse sind zu­
gleich ein Informationsrecht des Beschuldigten oder Ange­
klagten. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß die Hinterlegung der Sicherheitsleistung beim Staatlichen 
Notariat zwingend vorgeschrieben ist (vgl. auch § 39 Nota­
riatsgesetz); die Annahme durch den Sekretär des Gerichts 
ist daher nicht statthaft (§ 6 Abs. 1).

Die Vollziehung des Arrestbefehls wird durch Pfändung 
nach den Vorschriften über die Vollstreckung von Zahlungs­
ansprüchen gemäß §§ 96 bis 121 und 126 ZPO sowie §§ 1 bis 11 
und 29 bis 31 der 3. DB zur ZPO vorgenommen (§ 5 Abs. 1). 
Bei der Pfändung von Forderungen ist daher dem Drittschuld­
ner nicht die Ausfertigung des Arrestbefehls, sondern eine 
Pfändungsanordnung zuzustellen (§ 99 Abs. 1 und 2 ZPO). 
Über die Pfändung von Sachen ist ein Pfändungsprotokoll 
aufzunehmen (§ 121 Abs. 1 ZPO), dessen Abschrift dem Be­
schuldigten oder Angeklagten auszuhändigen ist (§ 121 Abs. 2 
ZPO). Die Urschrift des Protokolls wird Bestandteil der 
Strafakte und dient dem Gericht als Nachweis über die Art 
und Anzahl der gepfändeten Sachen und ihren Verbleib.

Die Sicherheitsleistung (§ 6 Abs. 1) tritt an die Stelle der 
gepfändeten Vermögenswerte, deren 'Rückgabe der Beschul­
digte oder der Verurteilte erstrebt. Sie ist kein Anlaß für die 
Aufhebung des Arrestbefehls (§ 3 Abs. 2),

Gepfändet werden sollen nur solche Sachwerte des Be­
schuldigten oder Angeklagten, deren Verwertung durch den 
Sekretär des Kreisgerichts für den Fall der nichtfreiwilligen 
Zahlung auch möglich ist (§ 122 ff. ZPO). Wie einige Voll­
streckungsverfahren zeigten, lag zwischen dem Antrag auf 
Vollstreckung und der Verwertung teilweise ein Zeitraum von 
mehreren Monaten, weil eine falsche Auswahl der zu 
sichernden Sachen (z. B. reparaturbedürftige Kraftfahrzeuge) 
getroffen wurde.

Der vom Staatsanwalt erlassene Arrestbefehl bedarf der 
richterlichen Bestätigung (§ 121 StPO). Liegen die sachlichen 
Voraussetzungen für seinen Erlaß vor und sind die Anforde­
rungen an seinen Inhalt beachtet, hat das Gericht ihn zu be­
stätigen. Wurden jedoch bindende Festlegungen zum Inhalt 
des Arrestbefehl verletzt, darf das Gericht nicht selbst korri­
gieren, sondern hat den Staatsanwalt'zur Ergänzung aufzu­
fordern.
HEINZ PLITZ,
wiss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz

1 Zu den gesetzlichen Anforderungen an einen Arrestbefehl sowie 
zu seiner Vollziehung vgl. M. Göder/G. Raabe, „Höhere Wirksam­
keit von Strafverfahren auch durch Anwendung von Arrestbefeh­
len14, NJ 1983, Hefte, S. 334; H. Plitz/G. Rommel, „Erlaß und Voll­
ziehung von Arrestbefehlen nach § 120 StPO“, NJ 1985, Heft 1, S. 18.

2 Alle hier ohne nähere Bezeichnung angegebenen Paragraphen be­
ziehen sich auf die 2. DB zur StPO vom 1. Oktober 1984 (GBl. I 
Nr. 31 S. 379).

Neuerscheinung
Aktuelle kriminalpolitische ■ Grundfragen — Zum Begriff der Straftat
Reihe „Berichte“ der Wissenschaftlichen Publikationen der Humboldt- 
Universität Berlin
Das Heft enthält Vorträge von Rechtswissenschaftlern der Universität Helsinki 
und der Humboldt-Universitgt, die auf einem bilateralen Seminar im Oktober 
1986 gehalten worden waren. Die Verfasser versuchen aus unterschiedlicher 
Sichtweise zu bestimmen, was eine kriminelle Handlung (Straftat) ausmacht, 
worin ihr soziales Wesen besteht, welches die rechtspolitische Bedeutung und 
die Konsequenzen der Erfassung eines bestimmten Sozialverhaltens als krimi­
nell sind. Weiterhin werden Probleme der Abgrenzung krimineller Handlungen 
von nichtkriminellen Rechtsverletzungen erörtert und verfahrensrechtliche Kon­
sequenzen des Straftatbegriffs behandelt.
Das Heft kann über die Redaktion Wissenschaftliche Publikationen der 
Humboldt-Universität, Mittelstr. 7/8, Berlin, 1086, bestellt werden.


